Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin, meine Damen und Herren,

der hier vorgelegte Bebauungsplan 451 hat die Aufgabe den gescheiterten Plan 404 zu ersetzen.
Der neue Plan hatte das Ziel, die neuen Gegebenheiten besser zu berücksichtigen. Es sollte ein wesentlich stärkerer Fokus auf der Umweltverträglichkeit liegen, Ausgleichsmaßnahmen für Eingriffe sollten festgesetzt werden und ein Städtebaulicher Vertrag sollte einen gewissen
Schutz bieten.
Jedoch möchten wir als Fraktion DIE LINKE anmerken, dass all dies nicht über die extrem erheblichen Eingriffe in die Schutzgüter hinwegtäuschen kann. Es wird mit diesem Plan wieder eine starke Versiegelung von Flächen geben. Böden werden zerstört werden und wie immer muss man ehrlicherweise sagen, dass keine Ausgleichspflanzung alten Baumbestand ersetzen kann.
Jede Stadt scheint immer nur sich selbst zu sehen. Man beklagt wortreich in Sonntagsreden Hitzeinseln, fordert Schwammstädte und beweint eine immer weiter fortschreitende Versiegelung. Wenn es dann jedoch zum Schwur kommt, tut man so, als wären das alles ja kompensierbare
Eingriffe. Immer noch werden zig Fußballfelder bundesweit jeden Tag versiegelt. Das ist Boden der unwiederbringlich zerstört ist.
Das Heranrücken des Plangebietes an extrem schützenswerte Flächen und Biotope erscheint uns nicht tolerierbar. Wie sehr die Aufenthaltsqualität in solchen Fällen leidet und die Erholungsfunktion
für die Bevölkerung beeinträchtigt wird, kann man bei etlichen abschreckenden Beispielen z.B.auf der Stadtgrenze Gelsenkirchen/Essen beobachten.
Unserer Ansicht nach ist ein solcher Plan -auch mit den besten Absichten- nicht zustimmungsfähig.
Die Sorgen und Einwände der Bürger sind unserer Meinung nach nicht ausreichend berücksichtigt worden. In einer Stadt, die den Klimanotstand ausgerufen hat, sollte die Bürgerbeteiligung einen höheren Stellenwert haben und Schutzgüter sollten auch wirklich als schützenswert begriffen
werden.
Besonders besorgt macht uns die gewünschte Ansiedlung einer Recyclinganlage der Firma Brightmark. Dort sollen PET-Kunststoffe mittels Pyrolyse in Öl und Gas verwandelt werden, um es in den Anlagen von BP einzusetzen und neuen Nutzungen zuzuführen.
Der Idee einer Kreislaufwirtschaft sind wir als LINKE natürlich mehr als zugewandt, aber bisher ist es nach unseren Recherchen dieser Firma nicht gelungen, eine solche Anlage großtechnisch an den Start zu bringen. Die Anlage in Indiana, die immer wieder angegeben wird, scheint nicht zu laufen.
Die Ausführungen des Vertreters von Brightmark bei der Veranstaltung im November haben uns nicht überzeugt. Man konnte, den Eindruck gewinnen, dieses neue Verfahren sei die eierlegende Wollmilchsau. Nur Vorteile für den Standort: Zukunftstechnologie, Arbeitsplätze und natürlich keinerlei Nachteile. Dumm ist nur, dass wir als LINKE nicht an derartige Fabelwesen glauben und auch der hinzugezogene Prof., den man um eine Einschätzung gebeten hatte, äußerte erhebliche Zweifel an der Umsetzbarkeit des Projektes.
In den Vereinigten Staaten gibt es offenbar erhebliche Widerstände gegen derartige Projekte. Mitte Juli gab es einen Brief an die EPA von 35 Abgeordneten, darunter Senator Bernie Sanders, damit aufzuhören, diese Technologie (chemisches Recycling) als eine Lösung der Plastik-Krise zu
promoten. Unter Trump waren Umweltauflagen faktisch nicht mehr existent und dieser Brief fordert die EPA auf, endlich auch wieder solche Unternehmen zu regulieren.
Hier in GE soll nun eine zehnmal größere Recyclingstätte gebaut werden. Dafür werden schon über 40% der geplanten Industriefläche benötigt. Das Risiko bei einem Scheitern des Projektes für das Industriegebiet ist viel zu hoch. Abgesehen davon, dass nirgendwo erwähnt wird, wie der
Rückbau gestaltet werden soll, sollte der Betreiber in die Insolvenz rutschen.
Die Auswirkungen des B-Plans auf die Umwelt werden deutlich gemacht, dennoch immer wieder relativiert. Allein um die Pyrolyseanlage mit Material zu versorgen, sind täglich deutlich mehr als 100 LKW-Transporte notwendig, die alle auch über Gelsenkirchener Gebiet laufen und die Bürger belasten. Auf der B 224 im Stau zu stehen macht heute schon keinen Spaß mehr, in Zukunft dürften diese Staus noch zunehmen.
Abgesehen von der zunehmenden Abnutzung der Straßen ist dieses Projekt auch daher abzulehnen.
Wir können uns in Gelsenkirchen keine weiteren Rückschritte im Bereich Naturschutz leisten, auch deshalb ist der Plan abzulehnen.
Es gibt ja Alternativen zu dem Standort der Pyrolyseanlage, aber das würde bis zu 5 Jahre dauern, aber dann würde man schon heute industriell genutzte Flächen wiederverwerten. Die Verzögerung sollte hinnehmbar sein, bevor man sich neue Bauflächen gönnt und weiter Natur zerstört.
Generell muss in Gelsenkirchen eine Wiederaufbereitung und Neunutzung von Altflächen besser gehandhabt werden.
Die heutige Vorlage ist nicht zustimmungsfähig und wir werden daher dagegen stimmen.
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 
